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Rechtsgrundlagen: 
 
Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist 
 
Planzeichenverordnung (PlanzV90) 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. 
Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist 
 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.August 
2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist 
 
Landesbauordnung (LBO) 
Gesetz vom 08.08.1995 (GBl. S. 617), in Kraft getreten am 01.01.1996 zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 18.07.2019 (GBl. S. 313) m.W.v. 01.08.2019  
 
Gemeindeordnung (GemO) 
In der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
02.12.2020 (GBl. S. 1095) m.W.v. 12.12.2020. Stand: 01.01.2021 aufgrund Gesetzes vom 
15.10.2020 (GBl. S. 910) 
 
 
 
 
 

 
 
Dieser Textteil ist eine Mehrfertigung / das Original des Bebauungsplans und der örtlichen 
Bauvorschriften, die vom Gemeinderat am 25.04.2023 beschlossen wurden. 
 
Sontheim an der Brenz, den 
 
……………………………… 
(Rief) Bürgermeister 
 
 
 
Ausfertigungsvermerk: 
Der Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften sind in der vorliegenden Fassung vom 
Gemeinderat in der Sitzung vom 25.04.2023 beschlossen worden. Hiermit wird die 
Bekanntmachung gem. § 10 (3) BauGB in Verbindung mit § 74 (7) LBO angeordnet. 
 
Sontheim an der Brenz, den 
 
……………………………… 
(Rief) Bürgermeister 
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Schriftlicher Teil zum Bebauungsplan und Satzung über die örtlichen Bauvorschriften  
"Weiherbraike II"  
Mit in Kraft treten dieses Bebauungsplanes treten im Geltungsbereich alle bisherigen örtlichen 
Vorschriften außer Kraft; dies gilt insbesondere für bisherige Bebauungspläne. 
 
 
 
I Festsetzungen zum Bebauungsplan "Weiherbraike II" 

(§ 9 BauGB u. BauNVO) 
 
 

1. Art der baulichen Nutzung  
(§ 9 (1) 1 BauGB u. § 1 (2) BauNVO) 

 
Siehe Einschrieb im Lageplan: 
 
"Allgemeines Wohngebiet – WA1 und WA2" gemäß § 4 BauNVO.  
 
Die nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) 
BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind nicht zugelassen. 
 
 

2. Grund- und Geschossflächenzahl 
(§ 9 (1) 1 BauGB u. §§ 16, 17, 19, 20 BauNVO) 

 
Siehe Einschrieb im Lageplan. 
 
Im „Allgemeinen Wohngebiet - WA1 und WA2“: GRZ = 0,4 
 
 

3. Zahl der Vollgeschosse 
(§ 9 (1) 1 BauGB u. § 16 und 20 (1) BauNVO u. § 2 (6) LBO) 

 
Siehe Einschrieb im Lageplan.  
 
Im „Allgemeinen Wohngebiet - WA1 und WA2“: Z = max. II 
(Höchstmaß) 
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4. Bauweise 
(§ 9 (1) 2 BauGB u. § 22 BauNVO) 

 
Siehe Einschrieb im Lageplan 
 
Im „Allgemeinen Wohngebiet - WA1“: 
 
Offene Bauweise gem. § 22 (2) BauNVO. 
Es sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 
 
Im „Allgemeinen Wohngebiet WA2“: 
 
Abweichende Bauweise gem. § 22 (4) BauNVO. 
Innerhalb des „Allgemeinen Wohngebiets WA2“ ist ein durchgehender 
Baukörper mit einer Länge von 188 m festgesetzt (siehe Planzeichnung). 
Die Einhaltung eines seitlichen Grenzabstands ist nur gegenüber der 
nördlichen Grenze des „Allgemeinen Wohngebiets WA2“ zulässig. Die 
Durchgängigkeit des Baukörpers kann auch durch angebaute Garagen oder 
Nebengebäude hergestellt werden. 
 
Hinweis: Im „Allgemeinen Wohngebiet WA2“ erfolgt keine Festsetzung bzgl. 
Einzel-, Doppelhäusern und Hausgruppen. 
 

5. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 (1) 2 BauGB u. § 23 BauNVO) 

 
Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen und Baulinien 
bestimmt. 
 
„Im Allgemeinen Wohngebiet WA2“ sind die Hauptgebäude zwingend an der 
vorgegebenen Baulinie auszurichten. Ein Zurücktreten von Nebengebäuden 
und Garagen ist um mindestens 0,5 m verpflichtend und um bis zu 1,0 m 
zulässig. 
 
 

6. Flächen für Garagen und Stellplätze 
(§ 9 (1) 4 BauGB u. § 12 (6) BauNVO) 

 
Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Zwischen der Garagenausfahrt 
und der öffentlichen Verkehrsfläche ist in Richtung der Ausfahrt ein 
Mindestabstand von 6,0 m, in seitlicher Richtung ein Abstand von 0,50 m 
einzuhalten. Zwischen Carport und öffentlicher Verkehrsfläche ist ein 
Mindestabstand von 1,0 m einzuhalten.  
 
Nicht überdachte Stellplätze sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zugelassen. 
 
Bei der Anlage der Garagen, Carports und Stellplätze sind die Sichtfelder im 
öffentlichen Verkehrsraum an den Einmündungen ab einer Höhe von 0,80 m 
freizuhalten.  
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7. Nebenanlagen 

(§ 9 (1) 4 BauGB u. § 14 und § 23 (5) BauNVO) 
 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO, soweit es sich um 
Gebäude handelt, sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. Ausgenommen hiervon sind Einfriedungen. Ein Mindestabstand 
von 0,50 m zu öffentlichen Verkehrsflächen ist einzuhalten. 
 
Die nach § 14 (2) BauNVO der Ver- und Entsorgung dienenden 
Nebenanlagen sind allgemein innerhalb und außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig.  
 
Hinweis: Bei der Errichtung von Nebenanlagen ist die Einhaltung der 
Sichtfelder an den Ausfahrten zu beachten. 
 
 

8. Höhenlage der baulichen Anlagen 
(§ 9 (2) BauGB und § 16 u. 18 BauNVO) 

 
Als Bezugshöhe wird die Kante der Straßenverkehrsfläche festgelegt, 
welche von der Mitte des Gebäudes am kürzesten entfernt ist. 
Die EGFH (Oberkante Roh-Fußboden im Erdgeschoss) muss die 
Bezugshöhe um mindestens 0,20 m überschreiten. Die Bezugshöhe kann 
mit der EGFH maximal um 0,50 m überschritten werden.  
Bei versetzten Geschossen bezieht sich die EGFH auf die überwiegende 
Grundrissfläche des Gebäudes. 
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9. Gebäudehöhen 
(§ 16 und 18 BauNVO) 
 

Die Wandhöhen (WH) und Firsthöhen (FH) werden als Höchstgrenze, 
gemessen zwischen EGFH (Erdgeschossrohfußbodenhöhe) und Oberkante 
Dachhaut bzw. Oberkante First für die jeweiligen Gebäudetypen gemäß u. 
a. Schema festgelegt: 
 

 
 
Im „Allgemeinen Wohngebiet „WA2“ ist entlang der Baulinie eine 
durchgehende Mindestwandhöhe von 6 m zwingend einzuhalten. 
(siehe Planzeichnung: Baulinie) 
 
Diese Bestimmung gilt auch für Nebengebäude und Garagen. 
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Im „Allgemeinen Wohngebiet WA2“ dürfen zur Schaffung von ausreichend 
Wohnraum für die Gemeinde Sontheim an der Brenz die maximalen 
Firsthöhen und die maximalen Wandhöhen ausnahmsweise (in 
Abstimmung mit der Gemeinde) überschritten werden. 
 
Hinweis: Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse ist zu beachten. 
Ein Dachgeschoss im Sinne von zwei Vollgeschossen und einem 
Dachgeschoss (Z=II+D) ist auf Grundlage des Bebauungsplans möglich. 
 

 
10. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen (Sichtfelder)  

(§ 9 (1) 10 BauGB) 
 
Siehe Einzeichnung im Lageplan. 
 
Die im Lageplan eingetragenen Sichtfelder sind von jeder sichtbehindernden 
Bebauung, Bepflanzung, Einfriedigung und Benützung über 0,80 m, 
gemessen von den Verkehrsflächen, freizuhalten. 
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11. Pflanzgebot 
(§ 9 (1) 25 a BauGB) 

 
Siehe Einzeichnung im Lageplan. 
 

„pfg 1“: Pro angefangenen 350 m² Grundstücksgröße ist ein hochstämmiger 
Laubbaum oder ein hochstämmiger Obstbaum anzupflanzen und ist bei 
Abgang umgehend zum nächstmöglichen Zeitpunkt wieder gleichartig zu 
ersetzen.  
Anzupflanzen sind mindestens 3 mal verpflanzte hochstämmige Laubbäume 
(autochthones Pflanzmaterial mit Herkunftsnachweis Schwäbische und 
Fränkische Alb“ (5.2)) oder hochstämmige Obstbäume nachfolgender Arten: 
 
Laubbäume: 

 
Spitz-Ahorn  Acer platanoides 
Berg-Ahorn  Acer pseudoplatanus 
Berg-Ulme  Ulmus glabra 
Hainbuche  Carpinus betulus 
Eberesche  Sorbus aucuparia 
Sommer-Linde  Tilia platyphyllos 
Mehlbeere  Sorbus aria 
Feldahorn  Acer campestre 
 
Obstbäume: 
 
Apfel: Jakob Fischer, Kesseltaler Streifling, Klarapfel, Dülmener Rosenapfel, 
Grahams Jubiläumsapfel, Wettringer Traubenapfel, Schöner von 
Nordhausen, Wiltshire, Bittenfelder Apfel, Schöner von Boskop, Brettacher 
Apfel, Bohnapfel, Roter Eiserapfel, Welschisner, Später Transparent, 
Maunzenapfel, Hauxapfel 
 
Birne: Trevoux, Doppelte Philippsbirne, Conference Tafelbirne, Gellerts 
Butterbirne, Gute Graue Tafelbirne, Schweizer Wasserbirne, Kronbirne, 
Neue Poiteau, Gräfin von Paris, Madame Verte, Josefine von Mecheln, 
Gelbmöstler, Oberösterreichische Weinbirne 
 
Zwetschge: Oullins Reneklode, Schönberger Zwetschge, Hauszwetschge, 
Wangenheimer Zwetschge, Ersinger Frühzwetschge 
 
Sonstige Fruchtgehölze: Konstantinopler Quitte, Mispel 
 
Bäume des Pflanzgebots „pfg 2“ auf privaten Grundstücken werden dabei 
angerechnet. 

 
„pfg 2“: Die im Bebauungsplan zwingend dargestellten Einzelbäume auf den 

Privatgrundstücken sind anzupflanzen und dauernd zu unterhalten und sind 
bei Abgang umgehend zum nächstmöglichen Zeitpunkt wieder gleichartig zu 
ersetzen. 
Anzupflanzen sind mindestens 3 mal verpflanzte hochstämmige Laubbäume 
(autochthones Pflanzmaterial mit Herkunftsnachweis Schwäbische und 
Fränkische Alb“ (5.2)) oder hochstämmige Obstbäume der in „pfg 1“ 
genannten Arten. 
 
Der Standort kann aus funktionalen oder gestalterischen Gründen innerhalb 
des Grundstücks verschoben werden. 
 



 
 

Gemeinde Sontheim an der Brenz: Bebauungsplan „Weiherbraike II“, Schriftlicher Teil 

8 

„pfg 3“: Die im Bebauungsplan zwingend dargestellten Einzelbäume im öffentlichen 
Straßenraum und öffentlichen Grünflächen sind anzupflanzen und dauernd 
zu unterhalten und sind bei Abgang umgehend zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt wieder gleichartig zu ersetzen. 
Anzupflanzen sind mindestens 3 mal verpflanzte hochstämmige Laubbäume 
(autochthones Pflanzmaterial mit Herkunftsnachweis Schwäbische und 
Fränkische Alb“ (5.2)) der in „pfg 1“ benannten Arten. 
 
Der Standort kann aus funktionalen oder gestalterischen Gründen innerhalb 
des Grundstücks verschoben werden. 
 

„pfg 4“: Die im Bebauungsplan festgesetzten Pflanzgebote von Sträuchern im 
Bereich der Lärmschutzwand sind als Schutzpflanzung zu pflanzen und 
dauernd zu unterhalten und sind bei Abgang umgehend zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt wieder gleichartig zu ersetzen. Anzupflanzen 
sind flächendeckende Gehölze / Feldhecken und mindestens zweimal 
verpflanzte Sträucher und Heister, einreihig, Abstand in der Reihe 1,5 m. 
 
Folgende Straucharten sind anzupflanzen: 
 
Hasel   Corylus avellana 
Weißdorn  Crataegus 
Roter Hartriegel  Cornus sanguinea 
Schlehe   Prunus spinosa 
Heckenkirsche  Lonicera xylosteum 
Kreuzdorn  Rhamnus cathartica 
Weinrose  Rosa rubiginosa 
Holunder  Sambucus nigra 
Hundsrose  Rosa canina 
Salweide  Salix caprea 
 

„pfg 5“ Entlang der Lärmschutzwand sind Kletterpflanzen (Efeu, wilder Wein i. S., 
Clematis i. S., Knöterich) zu pflanzen. 

 
 

Hinweise zu den Pflanzgeboten:  
 

Bezüglich der Anpflanzung von Bäumen wird auf die Ausführungen von 
Abschnitt 7.3.2 RASt 06 verwiesen. Der lichte Raum des 
Straßenquerschnitts ist einzuhalten. 
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12. Flächen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(§ 9 (1) 24 BauGB) 
 
Lärmschutzeinrichtung: 
Im südöstlichen Bereich des Plangebiets sind aktive 
Schallschutzmaßnahmen zu treffen. Es ist eine Lärmschutzeinrichtung in 
Form einer Wand herzustellen. Die Lage und die Höhe sind dem 
zeichnerischen Teil zu entnehmen. 
 
Innerhalb der Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes gilt folgendes: Fenster von 
möglichen Schlafräumen (einschl. Kinderzimmer) können in der Nachtzeit 
zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr nicht geöffnet bzw. zur Lüftung genutzt 
werden. Diese Räume müssen mit Lüftungselementen ausgerüstet werden, 
um eine ausreichende Schlafqualität zu sichern.  
 
Andere passive Schallschutzmaßnahmen zur Sicherung der Schlafqualität 
sind zulässig (z.B. sogenannte Hamburger Fenster oder zur Lärmquelle 
orientierte Laubengänge). 
 
 

13. Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
(§ 9 (1) 10 BauGB) 

 
Im „Allgemeinen Wohngebiet WA1“: 
Pro Einzelhaus sind max. 3 Wohneinheiten und pro Doppelhaushälfte max. 
2 Wohneinheiten zugelassen. 
 
Hinweis: Im „Allgemeinen Wohngebiet WA2“ ist die Zahl der Wohneinheiten 
nicht begrenzt. 
 
 

14. Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen 
(§ 9 (1) 11 BauGB) 

 
Gemäß der Einzeichnung im Lageplan sind entlang der gekennzeichneten 
Bereiche „Bereich ohne Ein- und Ausfahrt“ bzw. „Bereich für Ein- und 
Ausfahrt Ein- und Ausfahrten nicht bzw. nur dort zugelassen. 
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15. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur  
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 (1) 20 BauGB) 

 
 

15.1 Das Niederschlagswasser von den Dachflächen ist zu fassen und dem 
Regenwasserkanal zuzuleiten. Details regelt die örtliche Bauvorschrift Ziff. 
III Nr. 7. 
 

15.2 Befestigte Flächen auf den privaten Grundstücken, insbesondere Zufahrten 
und Stellplätze, sind wasserdurchlässig zu befestigen. 
 

15.3 Niederschlagswasser von befestigten Flächen wie Terrassen, Wegen usw. 
ist breitflächig über die belebte Bodenzone zu versickern, konzentrierte 
Versickerung ist unzulässig. 

 
15.4 Zur Dacheindeckung von Gebäuden ist die Verwendung von nicht 

beschichteten Blechen, insbesondere aus Kupfer, Zink und Blei, unzulässig. 
 
Hinweis:  
Ab einer Dachfläche von 50 m2 müssen Dächer aus Metall gem. DIN EN 
10169:2010-2 über einen Korrosionsschutz von RC3 oder besser verfügen. 
Die Beschichtung muss aus Polyester, PVDF, Polyamid, Polyurethan oder 
vergleichbarem bestehen und eine Stärke von mindestens 25 µm aufweisen. 
Ein entsprechender Nachweis ist zu erbringen, um sicherzustellen, dass das 
Niederschlagswasser nicht verunreinigt wird. Dieser Korrosionsschutz 
entspricht dem Stand der Technik. 
 
 

16. Böschungen und Stützbauwerke an Verkehrsflächen 
(§ 9 (1) 26 BauGB) 

 
Siehe Einzeichnung im Lageplan. 
 
Zur Befestigung des Straßenkörpers werden in den an öffentlichen 
Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken unterirdische Stützbauwerke 
entlang der Grundstücksgrenze in einer Breite von 20 cm und einer Tiefe von 
35 cm hergestellt. 
Die Böschungen und Stützbauwerke sind vom Grundstückseigentümer zu 
dulden. 
Die Baugrundstücke sind im Zuge der Bebauung bis auf das Niveau der 
angrenzenden Verkehrsflächen aufzufüllen. 
 
 

17. Stellung der baulichen Anlagen 
 
Siehe Einzeichnung im Lageplan 
 
„Im Allgemeinen Wohngebiet – WA2“ ist bei Hauptgebäuden die 
eingetragene Gebäudehauptrichtung einzuhalten. 
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II Nachrichtlich übernommene Festsetzungen und Hinweise zum Bebauungsplan "Weiherbraike II" 
(§ 9 (6) BauGB) 
 
 

1. Bodenschutz 
(BBodSchG) 

 
Die Grundsätze des sparsamen und schonenden Umgangs mit Boden sind 
zu beachten (§ 202 BauGB). 
Der Erdaushub aus der Baugrube ist soweit wie möglich auf dem 
Baugrundstück gleichmäßig und in Anpassung an das Nachbargrundstück 
einzubringen. 
 
Humoser Oberboden und Unterboden ist getrennt auszubauen, zu lagern 
und wieder einzubauen.  
 
Fallen zu hohe Mengen Aushub an oder solcher, der sich nicht zum 
Massenausgleich eignet (z. B. felsiges Material), so ist eine 
Wiederverwertung auf anderen Flächen vor einer Deponierung zu prüfen. 
Die Verwertung auf Böden in Wasserschutzgebieten bedarf der Zustimmung 
des Landratsamtes Heidenheim. 
 
Geplante Grünflächen oder Anlagen zur gärtnerischen Nutzung sind in einer 
verdichtungsarmen Verfahrensweise zu bearbeiten, sollen nicht als 
Arbeitsfläche oder Aushubzwischenlager genutzt werden, um 
Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen zu vermeiden.  
 
Zur Vermeidung von Erosion sind unbefestigte Flächen umgehend zu 
begrünen.  

 
Zum Schutz des Mutterbodens ist der humose Oberboden von allen zu 
befestigenden Bau- und Baubetriebsflächen abzutragen und vor Vernichtung 
oder Vergeudung zu schützen. Dabei darf er nicht mit bodenfremden, 
insbesondere pflanzenschädlichen Stoffen vermischt werden (§ 202 
Baugesetzbuch).  
 
Zum Schutz vor Erosion sind nichtüberbaute und unbefestigte Flächen als 
Grünflächen anzulegen oder anderweitig zu begrünen (§ 9 
Landesbauordnung). 
 
Soll für ein Vorhaben auf einer nicht versiegelten, nicht baulich veränderten 
oder unbebauten Fläche (inkl. Baustelleneinrichtungsbereiche, Baustraßen, 
Zwischenlagerflächen) von insgesamt mehr als 5.000 m² auf den Boden 
eingewirkt werden, hat der Vorhabenträger gemäß § 2 Abs. 3 Landes-
Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) ein Bodenschutzkonzept 
zu erstellen. Bedarf das Vorhaben einer behördlichen Zulassung, ist das 
Bodenschutzkonzept bei der Antragsstellung einzureichen. Bei 
zulassungsfreien Vorhaben (z. B. Erschließungsmaßnahmen) ist das 
Bodenschutzkonzept sechs Wochen vor dem Beginn der Ausführung des 
Vorhabens der zuständigen Bodenschutz- und Altlastenbehörde vorzulegen. 
 
Es wird frühzeitig darauf hingewiesen, dass gem. § 3 Abs. 3 LKreiWiG 
(Vermeidung und Verwertung von Bau- und Abbruchabfällen) bei den zu 
bebauenden Flächen ein Erdmassenausgleich durchgeführt wird. Die zu 
erwartenden anfallenden Aushubmassen sollen hierbei vor Ort verwendet 
werden. Für nicht verwendbare Aushubmassen sind entsprechende 
Entsorgungsmöglichkeiten rechtzeitig einzuplanen. 
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2. Wasserschutzzone 
(§ 19 (1 u. 2) WHG u. RVO des RP Stuttgart v. 14.12.77) 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb der 
rechtskräftigen Wasserschutzzone III „WSG Fassungen im Brenztal, 
mehrere Kommunen 135/001/1“. Die Rechtsverordnung des 
Regierungspräsidiums Stuttgart vom 14.12.1977 ist zu beachten. 
 
 

3. Bodenfunde 
(§ 20 DschG) 

 

Im Plangebiet befindet sich das archäologische Kulturdenkmal gemäß § 2 
DSchG „Römerzeitliche Fernstraße“ (Liste Nr. 21, nördlicher Ausläufer; 
ADAB-Id 111652603). 
 

Diese Straße ist seit den 1930er Jahren bekannt und wurde zwischen 1982 
und 1994 an mehreren Stellen dokumentiert. 2002 folgte der Fund eines 
Meilensteins, der sich anhand der sehr gut erhaltenen Inschrift in die 
Regierungszeit des Kaisers Caracalla, genauer in den Herbst 212 n. Chr., 
datieren ließ (Arch. Ausgr. BW 2002, S. 109-111). Die anschließende 
Untersuchung konnte zeigen, dass der Inschriftenstein in dem südlichen 
Begleitgraben der römischen Fernstraße gelegen hatte. Die Straße selbst 
war noch in Form eines 4,20 m breiten Straßenkörpers aus Stein erhalten, 
die Gesamtbreite inklusive der Sommerwege und Straßengräben betrug ca. 
15,3 m, wobei eine wohl ältere Phase noch weiter ausgriff. 
 

In dieser Ausführung ist die römische Straße unter der Christophstraße bzw. 
in den angrenzenden Flurstücken südlich davon anzunehmen. In den 
dargestellten Arealen sind daher jegliche Bodeneingriffe 
genehmigungspflichtig. 
 

An der Erhaltung dieses Kulturdenkmals nach § 2 DSchG „Römische 
Fernstraße“ besteht grundsätzlich ein öffentliches Interesse. 
 

Bei Vollzug der Planung können auch außerhalb des dargestellten 
archäologischen Denkmals bisher unbekannte Funde entdeckt werden. 
Diese sind unverzüglich der Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde 
anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten 
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 
nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Landesdenkmalamt mit einer 
Verkürzung der Frist einverstanden ist (§20 DSchG). Auf die Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach § 27 DSchG wird verwiesen. 
 

Eventuelle Bodeneingriffe im Bereich der beiden von der Christophstraße 
aus nach Süden geplanten Erschließungstrasse in Zusammenhang mit der 
Umsetzung des B-Plans führen ebenfalls zur Beeinträchtigung geschützter 
Denkmalsubstanz. Das Landesamt für Denkmalpflege weist daher 
vorsorglich darauf hin, dass hier im Vorfeld jeglicher Bodeneingriffe eine 
denkmalschutzrechtliche Genehmigung einzuholen ist und bauvorgreifende 
archäologische Untersuchungen in Form einer Rettungsgrabung notwendig 
werden. Das Landesamt für Denkmalpflege bietet zu den 
Rahmenbedingungen, u.a. zur Beauftragung einer archäologischen 
Fachfirma, den Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung an. 
Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass eine archäologische Untersuchung 
ggf. mehrere Wochen in Anspruch nehmen kann und durch den 
Vorhabenträger finanziert werden muss. 
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4. Altablagerungen 
 

Sollten im Zuge von Baumaßnahmen Untergrundverunreinigungen (z. B. 
Müllrückstände, Verfärbungen des Bodens, auffälliger Geruch oder 
ähnliches) angetroffen werden, ist nach § 3 Landes-Bodenschutz- und 
Altlastengesetz das Landratsamt Heidenheim zu verständigen.  
 
 

5. Nutzung von Regenwasser 
 
Die Gemeinde Sontheim an der Brenz ermöglicht die Nutzung von 
Regenwasser auf den Baugrundstücken. Durch die Nutzung des anfallenden 
Oberflächenwassers, beispielsweise als Brauchwasser, verringert sich das 
zu bewirtschaftende Wasser von den Baugrundstücken. Längere 
Trockenperioden sind zukünftig verstärkt zu erwarten und können mit 
Regenwasserzisternen besser überbrückt werden.  
Hiermit wird ein aktiver Beitrag zum Umweltschutz und zur Entlastung der 
gemeindlichen Infrastruktur geleistet; deshalb wird je Baugrundstück der 
Einbau jeweils einer Regenwasser-Zisterne mit mind. 5,0 m³ Rauminhalt 
empfohlen. 
 
Nach § 13 Abs. 4 der Trinkwasserverordnung sind Anlagen, die zur 
Entnahme und Abgabe von Wasser bestimmt sind, das keine 
Trinkwasserqualität hat und die im Haushalt zusätzlich zu den 
Wasserversorgungsanlagen installiert sind (hier: 
Regenwassernutzungsanlage) dem Gesundheitsamt Heidenheim 
unverzüglich anzuzeigen. 
 
 

6. Baugrundgutachten / Bodengutachten 
 
Geotechnischer Hinweis: 
(Regierungspräsidium Freiburg. LGRB) 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen 
Geodaten im Verbreitungsbereich der Gesteine des Oberjuras, welche von 
quartärem Schwemmlöss mit einer im Detail nicht bekannter Mächtigkeit 
überlagert werden. 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und 
Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen 
Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, 
Dolinen) sind nicht auszuschließen. 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. 
wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 
(2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden 
hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder 
von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu 
Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, 
zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen 
verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten 
Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
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7. Starkregenereignisse 
 

Prinzipiell jede Bebauung, auch fernab von Gewässern, kann von einem 
Starkregenereignis betroffen sein. 
Starkregenereignisse sind lokal begrenzte Regenereignisse mit großer 
Niederschlagsmenge und hoher Intensität. Daher stellen sie ein nur schwer 
zu kalkulierendes Überschwemmungsrisiko dar. Den Bauherren wird 
empfohlen, sich über das Risiko vor Ort zu informieren und 
eigenverantwortliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 
 
 

8. Hochwasserschutz 
 

Siehe Einschrieb im Lageplan. 
In Flächen im Überschwemmungsbereich eines HQextrem wird eine 
hochwasserangepasste Bauweise empfohlen. 
 
 

9. Werbeanlagen 
 
Werbeanlagen dürfen nur derart erstellt werden, dass den Forderungen des 
§ 33 Abs. 2 StVO Rechnung getragen wird. Hierzu muss unter anderem eine 
Blendung von Verkehrsteilnehmern und Beeinträchtigung von 
Verkehrszeichen ausgeschlossen werden. 
 
 

10. Hecken und Sträucher 
 
Gemäß Ziff. 7.3.3 Abs. der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen 
(Ausgabe 2006) sind bei der Pflanzung von Hecken und Sträuchern die 
Aspekte der sozialen Sicherheit und der Verkehrssicherheit zu beachten. So 
sollen auch an Grundstücksausfahrten und insbesondere an den 
Einmündungen von Wohnwegen ausreichende Sichtverhältnisse 
sichergestellt sein. 
 
 

11. Gartenflächen, Schottergärten  
(§ 21a NatSchG BW)  

 
Gemäß § 21 a des Naturschutzgesetzes Baden-Württemberg ist auf eine 
insektenfreundliche Gartengestaltung durch eine vorwiegende Begrünung 
der Gartenflächen hinzuwirken. 
 
Schotterungen zur Gestaltung privater Gärten sind nicht zulässig. 
Die Gartenflächen sollen wasseraufnahmefähig belassen oder hergestellt 
werden. 
 
 

12. Photovoltaikpflicht 
(§ 8a Klimaschutzgesetz BW) 
 

Auf die Verpflichtung zur Installation von Photovoltaikanlagen zur 
Stromerzeugung auf der für eine Solarnutzung geeigneten Dachfläche beim 
Neubau von Nichtwohngebäuden und Wohngebäuden wird hingewiesen. 
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13. Dachbegrünung 
 
Es wird empfohlen, auf Flachdächern eine extensive Dachbegrünung 
vorzusehen, soweit dies mit der Pflicht zur Installation von 
Photovoltaikanlagen vereinbar ist. 
 
 

14. Versickerung 
(Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr vom 22.03.1999)  

 
Dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser von Dachflächen und 
befestigten Flächen durch Versickerung darf nur über die belebte 
Bodenschicht der Geländeoberfläche (z.B. Rasenmulden) erfolgen. Die 
Anlage von punkt- oder linienförmigen Versickerungen, die in den 
Untergrund einschneiden (z. B. Sickerschächte oder Rigolen) ist nicht 
zulässig. 
 
 

15. Artenschutz: Bauzeitenbeschränkung, Außenbeleuchtung, Neophyten, Kanaldeckel, 
Verglasung, Nisthilfen 

 
Eine Entfernung von Baum- und Strauchbeständen ist nur außerhalb der 
Fortpflanzungszeit von Brutvögeln, nur in der Zeit zwischen 01. Oktober und 
28. Februar eines jeden Jahres, zulässig. 
 
Nach § 21 Landesnaturschutzgesetz Baden-Württemberg (NatSchG) sind 
neu errichtete Beleuchtungsanlagen an öffentlichen Straßen, Wegen und 
Plätzen mit einer insektenfreundlichen Beleuchtung auszustatten. 
Bestehende Beleuchtungsanlagen sind bis 2030 umzurüsten. Dazu sind 
Natrium-Dampflampen oder warmweiße LED-Lampen (mit möglichst 
geringem Blauanteil; max. 3000K; besser 1600-2400K) zu verwenden. Um 
Insektentötungen zu vermeiden sind Leuchtgehäuse zu wählen, die dicht 
sind, sodass keine Insekten eindringen können und eine 
Oberflächentemperatur von max. 40 °C (104 °F) erreichen, um den Hitzetod 
zu verhindern. Die Leuchtstärke sollte nicht höher als unbedingt erforderlich 
sein. 
 
Generell darf durch künstliche Beleuchtung kein Verbotstatbestand gemäß 
§ 44 BNatSchG ausgelöst werden. Eine Abstrahlung von künstlichem Licht 
nach oben oder in angrenzende Vegetationsstrukturen ist zu verhindern. Von 
daher sind auch hier die im vorherigen Absatz genannten Maßnahmen für 
die Außenbeleuchtung umzusetzen. Dies gilt insbesondere in der Nähe von 
Fledermaushabitaten, um Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 
auszuschließen (z. B. keine Beleuchtung in Gehölze). 
 
Es ist darauf zu achten, dass Neophyten durch die Bauausführung nicht 
eingeschleppt, weiterverbreitet und gefördert werden. Arbeits- bzw. 
Trassenbereiche mit Eingriffen in die Vegetationsdecke können u. a. durch 
Einschleppen von Samen und Rhizomen, z. B. mit Baumaschinen, zu 
Ausbreitungszentren von problematischen Neophyten werden.  
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Für Bepflanzungen und vor allem Ansaaten sollten heimische, standort- und 
landschaftsgerechte Gehölze und Saatgut (autochthon) aus demselben 
regionalen Herkunftsgebiet bzw. Naturraum (Vorkommensgebiet 5.2 
„Schwäbische und Fränkische Alb“ für autochthones Gehölzgut bzw. das 
Ursprungsgebiet „Unterbayrische Hügel- und Plattenregion“ (UG 16) für 
autochthones Saatgut) von einem entsprechend zertifizierten Produzenten 
verwendet werden.  
 
Die Verwendung von standortgerechten heimischen Bäumen, Sträuchern, 
krautigen und grasartigen Pflanzen wird auch für private Grünflächen 
angeregt (außerhalb von Pflanzbindungen/-geboten).  
 
Durch engstrebige Kanaldeckel können Falleffekte von Kleintieren 
vermieden werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass durch eine entsprechende Gestaltung von 
Neubauten das Risiko eines signifikant erhöhten Vogelschlags 
ausgeschlossen werden kann (z. B. keine Eckverglasungen, Verwendung 
von Milchglas etc.). Sollten Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 
eintreten, so werden im Nachhinein Maßnahmen, wie z. B. das Bekleben von 
Glasfronten mit entsprechenden Folien, notwendig.  
 
Die Untere Naturschutzbehörde regt die zusätzliche Installation von 
künstlichen Nisthilfen an Fassaden und Bäumen für Vögel bzw. 
Fledermausquartieren an.  
 
 

16. Transport von Müllgefäßen 
 
Im Einzelfall werden die Erschließungsstraßen nicht von Müllfahrzeugen 
angefahren. In diesem Fall sind die Müllgefäße zur Entleerung an die 
nächstgelegene Straße zu bringen. Die Entfernung beträgt voraussichtlich 
unter 50 m. 
Hinweis: Betrifft insbesondere die Grundstücke im Bereich der Stichstraßen. 
 
 

17. Einleitung der Niederschlagswässer in den Siechenbach 
 
Für die Einleitung der Niederschlagswässer in den Siechenbach ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Die abgestimmten und 
genehmigungsfähigen Antragsunterlagen sind dem Landratsamt 
Heidenheim zur Durchführung des \Wasserrechtsverfahren vorzulegen. 
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III Satzung über die örtlichen Bauvorschriften "Weiherbraike II" 
(§ 74 LBO) 
Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
"Weiherbraike II". 

 
 

1. Äußere Gestaltung: Dachform und Dachneigung 
(§ 74 (1) 1 LBO)  

 
Im „Allgemeinen Wohngebiet – WA1 und WA2“: 
 
Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Satteldach/Walmdach, Pultdach, 
versetztem Pultdach, Zeltdach/leicht geneigtem Satteldach oder Flachdach 
auszuführen: 
 
Satteldächer/Walmdächer (Gebäudetyp 1 vgl. Ziff. I.9) 
Es sind nur Satteldächer mit einer Dachneigung von 22° bis 45° zulässig. 
 
Pultdächer (Gebäudetyp 2 vgl. Ziff. I.9) 
Es sind nur Pultdächer mit einer Dachneigung mit mindestens 10° zulässig. 
 
Versetzte Pultdächer (Gebäudetyp 3 vgl. Ziff. I.9) 
Es sind nur versetzte Pultdächer mit einer Dachneigung mit mindestens 10° 
zulässig. 
 
Zeltdächer/ leicht geneigte Satteldächer (Gebäudetyp 4 vgl. Ziff. I.9) 
Es sind nur Zeltdächer und schwach geneigte Satteldächer mit einer 
Dachneigung mit mindestens 10° zulässig. 
 
 

2. Werbeanlagen 
 
Werbeanlagen mit wechselndem und/ oder bewegtem Licht, sowie sich 
ändernden Farbverläufen sind generell nicht zulässig. Werbeanlagen sind 
nur an der Stätte der Leistung zulässig und dürfen nicht auf oder über der 
Dachfläche angebracht werden. 
 
 

3. Einfriedigungen 
(§ 74 (1) 3 LBO) 

 
Zum Rand der öffentlichen Verkehrsfläche ist ein Abstand von 0,50 m 
einzuhalten. 
 
Bis zu einer Entfernung von 3,0 Metern zu öffentlichen Flächen sind 
Einfriedungen nur bis zu einer Höhe von 0,80 m zugelassen. 
 
 

4. Versorgungsleitungen 
(§ 74 (1) 5 LBO) 

 
Die Verkabelung der Niederspannungsleitungen (Elektrische Leitungen) ist 
bei sämtlichen Gebäuden zwingend, Dachständer und Freileitungen sind 
nicht zugelassen. 
Hinweis: Telekommunikationsleitungen sind von dieser Festsetzung nicht 
berührt. 
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5. Stellplätze 

(§ 74 (2) 2 LBO)  
 
Im „Allgemeinen Wohngebiet WA1“ sind je Wohneinheit 2 Stellplätze 
nachzuweisen. 
Im „Allgemeinen Wohngebiet WA2“ sind je Wohneinheit 1,5 Stellplätze 
nachzuweisen. 
 
 

6. Aufschüttungen und Abgrabungen 
(§ 74 (1) 3 LBO) 

 
Aufschüttungen und Abgrabungen des nicht an bauliche Anlagen 
anschließenden Geländes über 1,00 m sind unzulässig. 
Hinweis: 
Aufschüttungen oder Abgrabungen schließen an bauliche Anlagen an, wenn 
bei Abgrabungen der Böschungsfuß oder bei Aufschüttungen die 
Böschungsschulter nicht mehr als 2,5 m vom Gebäude entfernt ist. Dieses 
Maß muss auf 80 % der Böschungslänge zutreffen. 
 
Mit oberirdischen Stützbauwerken ist von den öffentlichen Verkehrsflächen 
ein Mindestabstand von 0,5 m einzuhalten. 
 
 

7. Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser 
(§ 74 (3) 2 LBO 

 
Das Niederschlagswasser von den Dachflächen der Gebäude ist gesondert 
zu fassen und dem Regenwasserkanal zuzuführen (vgl. Ziff. I. 15.1). Die 
Einleitung von häuslichem Abwasser in den Regenwasserkanal ist 
unzulässig. 
 
Unverschmutztes Niederschlagswasser darf nur über die oberste belebte 
Bodenschicht mit mindestens 30 cm Oberboden versickert werden. 
 
Nachbargrundstücke dürfen durch die Dachflächenentwässerung sowie 
durch das auf dem Grundstück anfallende Oberflächenwasser 
(Niederschlagswasser) nicht beeinträchtigt werden. Punktuelle und 
Unterflurversickerungen sind nicht zulässig. 
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